
Klage, eingereicht am 18. Juni 2009 — Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften/Republik Polen 

(Rechtssache C-223/09) 

(2009/C 233/03) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: O. Beynet und M. Kaduczak) 

Beklagte: Republik Polen 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Republik Polen dadurch gegen ihre 
Verpflichtungen aus der Richtlinie 2005/89/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 18. Januar 2006 über 
Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit der Elektri­
zitätsversorgung und von Infrastrukturinvestitionen ( 1 ) ver­
stoßen hat, dass sie die Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukom­
men, nicht erlassen oder jedenfalls der Kommission ihren 
Erlass nicht mitgeteilt hat; 

— der Republik Polen die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Frist für die Umsetzung der Richtlinie sei am 24. Februar 
2008 abgelaufen. Zum Zeitpunkt der Einreichung der vorliegen­
den Klage habe die Beklagte die zur Umsetzung der Richtlinie 
erforderlichen Maßnahmen nicht ergriffen oder jedenfalls der 
Kommission nicht mitgeteilt. 

( 1 ) ABl. L 33, S. 22. 

Klage, eingereicht am 24. Juni 2009 — Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften/Republik Polen 

(Rechtssache C-228/09) 

(2009/C 233/04) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: D. Triantafyllou und A. Stobiecka-Kuik) 

Beklagte: Republik Polen 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Republik Polen dadurch gegen ihre 
Verpflichtungen aus den Art. 78, 79, 83 und 86 der Richt­

linie 2006/112/EG vom 28. November 2006 über das ge­
meinsame Mehrwertsteuersystem ( 1 ) verstoßen hat, dass sie 
den Betrag der „opłata rejestracyjna“ (Zulassungsgebühr) in 
die Besteuerungsgrundlage für die in Polen auf die Lieferung, 
den innergemeinschaftlichen Erwerb oder die Einfuhr eines 
Personenkraftfahrzeugs erhobene Mehrwertsteuer einbezieht; 

— der Republik Polen die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Mit der vorliegenden Klage wird gerügt, dass die Republik Polen 
im Fall von Lieferungen, des innergemeinschaftlichen Erwerbs 
oder der Einfuhr nicht zugelassener Personenkraftfahrzeuge in 
diesem Mitgliedstaat bzw. in diesen Mitgliedstaat den Betrag der 
Zulassungsgebühr in die Besteuerungsgrundlage für die Mehr­
wertsteuer einbeziehe. 

Nach Ansicht der Kommission besteht eine grundlegende Ähn­
lichkeit zwischen der polnischen Steuer/Gebühr, die in der vor­
liegenden Rechtssache in Streit steht, und der dänischen Steuer/ 
Gebühr in der Rechtssache C-98/05, De Danske Bilimportører. In 
jener Rechtssache habe der Gerichtshof entschieden, dass die 
entsprechende Steuer/Zulassungsgebühr nicht in die Besteue­
rungsgrundlage für die Mehrwertsteuer einzubeziehen sei. 

Die Kommission steht auf dem Standpunkt, dass der Mecha­
nismus der Erhebung der polnischen Zulassungsgebühr im Fall 
mehrerer aufeinanderfolgender Transaktionen, die dasselbe Fahr­
zeug vor seiner Zulassung beträfen, zeige, dass sie ihrem Wesen 
nach eine Steuer/Zulassungsgebühr sei und keine auf den Ver­
kauf erhobene Steuer, wie die Republik Polen geltend mache. 
Der Steuerpflichtige könne nämlich den Betrag der Zulassungs­
gebühr vom Betrag der zu zahlenden Steuer abziehen. Das 
bedeute, dass die Steuer/Gebühr über das System des Vorsteuer­
abzugs letztlich nur einmal erhoben werde. 

Die Kommission tritt dem Argument der Republik Polen ent­
gegen, dass der Verkäufer, derjenige, der den innergemeinschaft­
lichen Erwerb vornehme, oder der Einführer des Fahrzeugs für 
die Zahlung der Zulassungsgebühr verantwortlich sei und nicht 
die Person, in deren Namen das Fahrzeug zugelassen werde. 

( 1 ) ABl. L 347, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Najvyšší súd Slovenskej 
republiky (Slowakische Republik), eingereicht am 3. Juli 
2009 — Lesoochranárske zoskupenie VLK/Ministerstvo 

životného prostredia Slovenskej republiky 

(Rechtssache C-240/09) 

(2009/C 233/05) 

Verfahrenssprache: Slowakisch 

Vorlegendes Gericht 

Najvyšší súd Slovenskej republiky 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Lesoochranárske zoskupenie VLK 

Beklagter: Ministerstvo životného prostredia Slovenskej republiky
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